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Hinführung 

Das Recht der Testamentsvollstreckung hat seit der Urfassung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs keine inhaltlichen Änderungen erfahren. Dies ist einer beeindru-
ckenden Leistung des Gesetzgebers zu verdanken, der dem Rechtsanwender 
durch feinfühlige Abstrahierung und sorgfältige Formulierung der Vorschriften 
eine solide rechtliche Grundlage an die Hand gegeben hat. Und doch ist das Tes-
tamentsvollstreckungsrecht bis heute noch nicht abschließend erforscht. Dies gilt 
etwa für die Frage, welche Besonderheiten der Einsatz juristischer Personen als 
Testamentsvollstrecker mit sich bringt.  

Dass juristische Personen als Testamentsvollstrecker eingesetzt werden kön-
nen, ist allgemein anerkannt. Eine fundierte Auseinandersetzung mit diesem The-
menkomplex hat in der juristischen Wissenschaft bisher allerdings nicht stattge-
funden. Die gängigen Erbrechtsbücher behandeln diesen Problemkreis nur sehr 
oberflächlich.1 Die vorliegende Forschungsarbeit macht es sich daher zur Auf-
gabe, die wissenschaftliche Diskussion auf diesem Feld zu befeuern. Dabei ist die 
vorliegende Arbeit in drei Abschnitte untergliedert. Im Grundlagenteil (§ 1) wird 
zunächst die Bedeutung des Forschungsthemas abgesteckt und der Forschungs-
gegenstand auf die Rechtsform der GmbH präzisiert, bevor im Hauptteil (§ 2) das 
Leben einer Testamentsvollstrecker-GmbH von ihrer Errichtung bis zu ihrer Auf-
lösung nachgezeichnet wird. Im Schlussteil (§ 3) sollen nach einer Zusammen-
fassung der Forschungsergebnisse dem Rechtsanwender praktische Hinweise für 
den Einsatz einer Testamentsvollstrecker-GmbH an die Hand gegeben werden. 
  

–––––––– 
1 Vgl. etwa Muscheler, Erbrecht II, § 40 Rn. 2747; Lange, Erbrecht, § 63 Rz. 29; Löhnig, in: Haus-
mann/Hohloch, Kapitel 19 Rz. 13; Lorz, in: Münchener Anwaltshandbuch Erbrecht, § 19 Rn. 55; Bonefeld, 
in: Bonefeld/Wachter, § 17 Rn. 65 f.; Steiner, in: Groll/Steiner, C IX Rn. 29; Bonefeld, in: Uricher, § 5 
Rn. 14 ff. 
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§ 1 Grundlagen 

A Allgemeines  

Über das Werkzeug der Testamentsvollstreckung hat es der Erblasser in der Hand, 
das Recht zur Verwaltung seines Nachlasses von der vermögensrechtlichen Zu-
ordnung seiner Nachlassgegenstände abzutrennen und für eine bestimmte Zeit ei-
nem Testamentsvollstrecker als Sachwalter zuzuordnen. 

I. Motive des Erblassers für die Anordnung von Testamentsvollstreckung 

Für eine dahingehende Entscheidung des Erblassers kann es verschiedenste 
Gründe geben.  

1. Inhaltliche Motive 

Die Anordnung der Testamentsvollstreckung kann zunächst inhaltlich motiviert 
sein. 

a) Entlastung der Erben  

So kann der Erblasser mit der Anordnung der Testamentsvollstreckung bezwe-
cken, die Erben von den Aufgaben der Nachlassabwicklung bzw. -verwaltung zu 
entlasten. Denn nach dem Gesetz obliegen diese Aufgaben grundsätzlich den Er-
ben selbst. So haben sie etwa laufende Verträge des Erblassers zu kündigen, Erb-
schaftsteuererklärungen abzugeben, ausstehende Verbindlichkeiten des Erblas-
sers zu erfüllen und die Vermögensverhältnisse des Erblassers zu ordnen.2 In ei-
ner Zeit, die aufgrund des Verlusts eines nahestehenden Menschen ohnehin eine 
emotionale Herausforderung darstellt, sind die mit dem Erbfall einhergehenden 
organisatorischen Aufgaben für die Erben oftmals kaum zu bewältigen. Eine 
Möglichkeit, die Erben von diesen Zusatzbelastungen zu befreien, liegt in der An-

–––––––– 
2 Vgl. Ann, in: MüKoBGB, Band 10, § 2042 Rn. 1. 
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ordnung von Testamentsvollstreckung. In diesem Fall übernimmt der Testa-
mentsvollstrecker die andernfalls den Erben obliegenden Aufgaben der Nachlas-
sabwicklung bzw. -verwaltung.3  

b) Streitvermeidung 

Der Entscheidung des Erblassers zur Anordnung von Testamentsvollstreckung 
kann daneben auch die Überlegung zugrunde liegen, dass die Erben bei einer ei-
genständig durchzuführenden Auseinandersetzung der Erbengemeinschaft in 
Streit geraten könnten.4 So kann es etwa einen Disput darüber geben, wie der Im-
mobilienbestand des Erblassers zwischen den Miterben aufgeteilt werden soll. 
Noch gravierender ist das Konfliktpotential bei Vorhandensein unternehmeri-
schen Vermögens. In diesem Fall treibt den Erblasser nicht selten die Befürchtung 
um, dass Differenzen zwischen den Erben zu einer Lähmung der Unternehmens-
führung führen könnten. Diese Befürchtung ist auch nicht ganz unbegründet. So 
sind etwa Auseinandersetzungen über die Frage vorstellbar, wer das vorhandene 
Familienunternehmen weiterführen soll oder wie verschiedene Unternehmensbe-
teiligungen zugeordnet werden sollen. Bei derartigen Entscheidungen kann die 
emotionale Betroffenheit der Erben enorme Probleme bereiten. Durch die Einset-
zung eines Testamentsvollstreckers, der seine Entscheidungen einzig am Willen 
des Erblassers und nicht etwa am Willen der Erben auszurichten hat,5 kann viel 
Streitpotential aus dem Weg geräumt werden. 

c) Qualifizierte Vermögensverwaltung 

Nicht selten hat der Erblasser auch die Befürchtung, dass die Erben im Zeitpunkt 
des Erbfalls (noch) nicht dazu in der Lage sein werden, das geerbte Vermögen 
verantwortungsbewusst und im Sinne des Erblassers zu verwalten.6 Vor diesem 
Hintergrund kann sich die Einsetzung eines Testamentsvollstreckers auch zum 
Schutz einer qualifizierten und effizienten Vermögensverwaltung anbieten. Dabei 
kann der Erblasser auch anordnen, dass der Testamentsvollstrecker die geschäfts-
unerfahrenen Erben Schritt für Schritt an die Vermögensverwaltung heranführen 
soll, etwa durch eine stufenweise Freigabe von Vermögenswerten und/oder durch 

–––––––– 
3 Ann, in: MüKoBGB, Band 10, § 2042 Rn. 29. 
4 Reimann, in: Staudinger, Band 5.2, Vor §§ 2197 ff. Rn. 13; Pauli, in: Bengel/Reimann, § 5 Rn. 109. 
5 Reimann, in: Staudinger, Band 5.2, Vor §§ 2197 ff. Rn. 11. 
6 Priester, FS Stimpel 1985, S. 463, 463; Reimann, in: Staudinger, Band 5.2, Vor §§ 2197 ff. Rn. 13. 
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gemeinsame Besprechungen zu anstehenden Verwaltungsmaßnahmen betreffend 
das Nachlassvermögen. 

d) Schutz des Nachlassvermögens vor Zugriffen Dritter 

In bestimmten Fällen kann ausschlaggebendes Motiv für die Anordnung von Tes-
tamentsvollstreckung auch die Regelung des § 2214 BGB sein. Danach sind die 
der Testamentsvollstreckung unterliegenden Nachlassgegenstände vor dem Zu-
griff durch Privatgläubiger der Erben geschützt.7 Dieser Vollstreckungsschutz 
kann für den Erblasser insbesondere bei Überschuldung eines Erben interessant 
sein. Auch im Falle der bevorstehenden Scheidung eines Erben, die einen Zuge-
winnausgleichsanspruch des anderen Ehegatten mit sich zu bringen droht, sowie 
bei zu befürchtenden Regressansprüchen des Sozialhilfeträgers gegenüber dem 
Erben kommt die Anordnung von Testamentsvollstreckung in Betracht, um einen 
Zugriff des jeweiligen Gläubigers auf das geerbte Vermögen zu verhindern.8 

2. Steuerliche Motive 

Neben diesen inhaltlichen Aspekten kann sich die Anordnung von Testaments-
vollstreckung auch aus steuerlichen Gründen anbieten.  

Dies gilt insbesondere für die Gestaltung der Vermögensnachfolge von Ehegat-
ten.9 Häufig wollen diese sich gegenseitig absichern, ihr Vermögen am Ende je-
doch an gemeinsam bestimmte Personen (zumeist die gemeinsamen Kinder) 
übertragen. Um dieses Ergebnis zu erreichen, soll üblicherweise ein Berliner Tes-
tament errichtet werden. Dabei wollen sich die Ehegatten zunächst gegenseitig 
als (Vor- bzw. Voll-)Erben und sodann einen oder mehrere gemeinsam bestimmte 
Dritte (nachfolgend werden diese vereinfachend als „Kinder“ bezeichnet) als 
(Nach- bzw. Schluss-)Erben einsetzen.10 So soll sichergestellt werden, dass der 
überlebende Ehegatte finanziell abgesichert wird und (weitgehend) frei über das 

–––––––– 
7 Die Privatgläubiger der Erben können nur auf diejenigen Vermögenswerte aus dem Nachlass zugreifen, die 
nicht (mehr) der Testamentsvollstreckung unterliegen (wie etwa laufende Auszahlungen des Testamentsvoll-
streckers an den betreffenden Erben oder Gegenstände, die der Testamentsvollstrecker nach § 2217 Abs. 1 
S. 1 BGB an den betreffenden Erben freigegeben hat). 
8 Reimann, in: Staudinger, Band 5.2, Vor §§ 2197 Rn. 13; Zimmermann, in: MüKoBGB, Band 10, § 2214 
Rn. 3; Zimmermann, Die Testamentsvollstreckung, Rn. 2 lit. h). 
9 In der vorliegenden Untersuchung soll daher die Ehegatten-Konstellation exemplarisch für die steuerlich 
motivierte Testamentsvollstreckung betrachtet werden.  
10 Bei der sogenannten Einheitslösung erfolgt eine Voll- und Schlusserbeinsetzung, bei der sogenannten 
Trennungslösung hingegen eine Vor- und Nacherbeneinsetzung; vgl. hierzu etwa Ridder, in: Münchener An-
waltshandbuch Erbrecht, § 11 Rn. 36. 




